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Wirksame Klimapolitik und Sicherung der stahlabhängigen Wert-

schöpfungsketten in der EU 
 

Düsseldorf, 19. Juli 2025 

 

1. Ausgangslage 

Die stahlerzeugenden und -verarbeitenden Unternehmen in Deutschland und Europa sind auf-

grund der Vielzahl geopolitischer, wirtschaftlicher und klimapolitischer Herausforderungen in 

den letzten Jahren stark unter Druck. Branchenanalysen zufolge wurden aufgrund der gesun-

kenen Nachfrage allein im vergangenen Jahr in Europa Stahlerzeugungskapazitäten von ins-

gesamt rund 9 Mio. t stillgelegt. 
 

Gleichzeitig wurden in Asien - insbesondere in China - 185 Mio. t Hochofenkapazität neu in-

stalliert oder sind geplant [Abb.1]. Parallel dazu nimmt der Bau neuer Kohlekraftwerke zu. Al-

lein im Zeitraum 2022-2024 wurden laut Global Energy Monitor1 in China etwa 300 neue Koh-

lekraftwerke genehmigt. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der European Green Deal sollte durch eine Vorbildfunktion Europas globale Klimaschutzan-

strengungen initiieren. Diese sozialromantische Idee ist gescheitert. Der Import subventionier-

ter emissionsintensiver Stahlerzeugnisse, Komponenten und Fertigprodukte aus China ge-

fährdet nicht nur europäische Wertschöpfungsketten. Er untergräbt auch die Wirkung der EU-

Klimapolitik und führt zu einer Beschleunigung der Deindustrialisierung Europas.  
  

 

 
1 https://globalenergymonitor.org; Juli 2025 

Abb. 1: Bevorstehende und laufende Projekte zum Aufbau von Stahlerzeugungskapazitäten 

im Hochofen- und DRI-Segment; Boston Consulting Group, 2025 
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2. CBAM / CO₂-Zertifikate 

Der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) und die geplante Rückführung der kos-

tenlosen Zuteilung von CO₂-Zertifikaten gefährden die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 

Industrie, ohne die beabsichtigte Wirkung auf das globale Klima zu entfalten.  
 

Die CBAM-Verordnung erfasst bislang ausschließlich Vormaterialien. Veredelte oder fertige 

Produkte wie Komponenten, Maschinen oder Fahrzeuge werden nicht berücksichtigt. Der ein-

geschränkte Anwendungsbereich führt bereits zu einem deutlichen Anstieg der Importe von 

CO₂-intensiven Komponenten und Fertigprodukten. Eine Erweiterung des Anwendungsberei-

ches der CBAM-Verordnung wird politisch diskutiert, würde eine echte Schutzwirkung aber nur 

dann entfalten, wenn die kompletten Wertschöpfungsketten Berücksichtigung finden. Bleiben 

Teile ausgeklammert, werden sich die Importe in diese und dahinter liegende Wertschöpfungs-

stufen verschieben. 
 

Letztlich müssten für einen wirksamen Schutz also alle in die EU importierten Komponenten 

und Fertigprodukte von der CBAM-Verordnung erfasst werden. Abgesehen von den dafür er-

forderlichen bilateralen Handelsabkommen wäre damit eine bürokratisch nicht zu bewälti-

gende Komplexität verbunden. Neben dem völlig unzureichenden Schutz auf der Importseite 

werden EU-Produzenten durch die mit dem CBAM verbundenen Mechanismen im Export be-

nachteiligt. 
 

Der Emissionshandel in der EU ist bereits heute eine erhebliche Kostenbelastung, die sich 

durch das geplante Auslaufen der freien Zuteilung von Zertifikaten ab 2026 weiter verschärfen 

wird. Bis 2034 wird aufgrund der zu erwartenden technisch bedingten Verzögerung einer voll-

ständigen Dekarbonisierung der Hochofenroute ein Kostenanstieg von bis zu 78 % erwartet 

[Abb. 2]. Auch die Dekarbonisierung der Stahlerzeugung in der EU wird aller Voraussicht nach 

nicht zu einer Senkung der Erzeugungskosten von Stahl führen. 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 2: Entwicklung der Erzeugungskosten für Stahl bis 2034 bei Verzögerung der Dekar-

bonisierung, Stand: Dezember 2024; Boston Consulting Group, 2025 
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Die Einführung des Emissionshandels für Wärme und Verkehr mit dem EU-ETS 2 wird Inves-

titionen in die Dekarbonisierung von Gebäuden und industrielle Prozesswärme erzwingen, die 

die Unternehmen nach langen Jahren der Krise und bei schwacher Konjunktur mittelfristig 

nicht bewältigen können. Es droht eine Überforderung der Unternehmen durch multiple Kos-

tensteigerungen bei Vor- und Nebenleistungen, der eigenen Produktion und durch den Ge-

bäudebestand.2 
 

Vergleichbare Systeme zur Bepreisung von CO2-Emisionen auf dem von der EU vorgesehe-

nen Niveau sind bislang in keiner anderen Region der Welt eingeführt oder in Planung. Wir 

rufen die Europäische Kommission daher auf, die bisherige klimapolitische Strategie zu über-

denken und anzupassen. 
 

Politische Empfehlungen: 

• Rücknahme oder Aussetzen der CBAM-Verordnung, Stabilisierung des CO2-Preises bei 

60 bis 70 EUR/t und Erhalt der kostenfreien Zuteilung von Emissionszertifikaten. 

• Stabilisierung des CO2-Preises im Rahmen des 2027 anlaufenden EU-ETS 2 in der vorge-

nannten Größenordnung. 

 

3. Local Content 

Ein mit geringem bürokratischem Aufwand verbundenes wirksames Instrument könnte die Ein-

führung von local content Regeln sein. Für die über local content Regelungen in den industri-

ellen europäischen Wertschöpfungsketten gesicherte Nachfrage könnten dann weiterführende 

Anforderungen hinsichtlich des Klima- und Umweltschutzes definiert und umgesetzt werden. 
 

Politische Empfehlung: 

• Einführung eines verbindlichen „European Content“-Anteils für alle stahlhaltigen Er-

zeugnisse, die auf dem europäischen Binnenmarkt in Verkehr gebracht werden. Die fran-

zösische Automobilzulieferindustrie fordert beispielsweise einen European Content von 

80% für Fahrzeuge und Fahrzeugteile.3 

 

4. Unterbindung von Umgehungsmöglichkeiten 

Alle politischen Maßnahmen zum Schutz europäischer Wertschöpfungsketten müssen Umge-

hungsmöglichkeiten berücksichtigen und effektiv unterbinden. Ein Beispiel ist das Freihandels-

abkommen der EU mit Serbien, das in Serbien angearbeitete und verarbeitete Stahlerzeug-

nisse praktisch zollfrei stellt. Unter diesen Rahmenbedingungen hat Serbien sich zu einem 

strategischen Hub für chinesische Stahlerzeugnisse und deren Anarbeitung entwickelt. Es ist 

bereits nennenswert Wertschöpfung aus der EU nach Serbien abgewandert. Die angekündig-

ten massiven Investitionen in Anarbeitungskapazitäten lassen eine Fortsetzung dieser Ent-

wicklung erwarten. 
 

Politische Empfehlung: 

• Berücksichtigung von Umgehungsmöglichkeiten installierter Schutzmechanismen und ef-

fektive Unterbindung der Umgehung. 

 
2 MCC CO2-Bepreisung Klimaneutralitaet Verkehr Gebaeude (2023); Juli 2025 
3 Actes du Gerpisa, Gerpisa, Volume 44 (2025); Juli 2025 

https://www.pik-potsdam.de/de/institut/abteilungen/klimaoekonomie-und-politik/mcc-dokumente-archiv/2023_mcc_co2-bepreisung_klimaneutralitaet_verkehr_gebaeude.pdf
https://gerpisa.org/node/8350

